Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1418 


Sachgebiet 201 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 
(Entwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Verwaltungszustellungsgesetz entspricht in mehreren Be- 
stimmungen nicht mehr einigen inzwischen geänderten Geset- 
zen und der Verwaltungspraxis. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentwurf soll das Verwaltungszustellungsgesetz 
den Gesetzesänderungen (Bundesrechtsanwaltsordnung, Post- 
ordnung, Steuerberatungsgesetz) und den Erfahrungen der 
Praxis angepaßt werden. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat im ersten Durchgang eine Reihe fortführen- 
der Vorschläge gemacht, welche von der Bundesregierung 
weitgehend gebilligt worden sind. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 
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1/4 (1/3) — 207 04 — Ve 13/13/70 


Bonn, den 12. November 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich • den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung 

des Verwaltungszustellungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 


Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 352. Sitzung am 15. Mai 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- ; 3. 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Verwaltungszustellungsgesetz vom 3. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), zuletzt geändert 
durch die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 4 Abs. 2 wird gestrichen; der bisherige Ab- j 
satz 3 wird Absatz 2. 

I 

2. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort f ,Verwaltungsrechtsräte ,, und das 
nachfolgende Komma werden gestrichen. 

b) Nach dem Wort „Steuerberater" wird ein 
Komma eingefügt; die Worte „und Helfer in j 
Steuersachen" werden durch die Worte j 
„Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, 
vereidigte Buchprüfer, Steuerberatungsgesell- 
schaften und Wirtschaftsprüfungsgesellschaf- 
ten" ersetzt. 


§ 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Abliefe- 
rung" durch das Wort „Einlieferung" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Tag der Aufgabe zur Post ist in den 
Akten zu vermerken; bei der Aufgabe von 
maschinell erstellten Bescheiden können statt 
dessen die Bescheide numeriert und die Ab- 
sendung in einer Sammelliste eingetragen 
werden." 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Gemäß § 29 Abs. 3 der Postordnung vom 16. Mai 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 341) bescheinigt die Post 
die Einlieferung eingeschriebener Briefe mittels Ein- 
lieferungsschein oder Einlieferungsbuch. Damit sind 
Einlieferung und Zeitpunkt der Einlieferung nach- 
weisbar. Es ist daher entbehrlich, in den Akten zu 
vermerken, an welchem Tage der Brief zur Post ge- 
geben ist. Da nach der bisherigen Rechtslage gleich- 
wohl bei Fehlen des Vermerks die Zustellungswir- 
kung zweifelhaft sein könnte, soll die Vorschrift auf- 
gehoben werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Das Institut der Verwaltungsrechtsräte ist durch 
§§ 209, 232 Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung 
vom 1. August 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 565) be- 
seitigt worden. Die Berufsgruppe „Helfer in Steuer- 
sachen'' hat durch das Steuerberatungsgesetz vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1301) die Be- 
zeichnung „Steuerbevollmächtigte'' erhalten. Diesen 
Änderungen soll Rechnung getragen werden. 

Der Kreis der Zustellungsempfänger, an die auf ver- 
einfachte Weise zugestellt werden kann, soll aus 


Gründen der Verwaltungsvereinfachung um einige 
! weitere Berufsgruppen und Gesellschaften, die auf 
i Sondergebieten (§ 107 a Abs. 2 Nr. 2 und 3 Abgaben- 
: ordnung) auch beratend tätig sein können, erweitert 
werden. 


( Zu Artikel 1 Nr. 3 

I 

! Durch Einführung der neuen Bezeichnung „Einliefe- 
rung'' statt „Ablieferung" soll die Bestimmung ter- 
minologisch dem § 41 der Postordnung angeglichen 
I werden. 

Nach der bisherigen Rechtslage ist auf der bei den 
| Akten verbleibenden Urschrift des zuzustellenden 
| Schriftstückes von der Absendestelle ein Vermerk 
„zur Post am ..." anzubringen und der Vermerk 
' durch den beauftragten Beamten mit seinem Namens- 
j Zeichen zu versehen. Diese Vorschrift hat sich ins- 
besondere im mechanisierten Verfahren der Versen- 
dung von Steuerbescheiden als unpraktisch erwie- 
1 sen. Die Versendung könnte wesentlich wirtschaft- 
licher gestaltet werden, wenn die Bescheide mit lau- 
fenden Nummern versehen und über ihre Absen- 
dung Sammelbescheinigungen ausgestellt würden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 4) 

Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

,1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf der bei den Akten verbleibenden 
Urschrift oder Durchschrift des zuzustellenden 
Schriftstücks ist zu vermerken „Zur Post 
am . . ."; des Namenszeichens des damit be- 
auftragten Bediensteten bedarf es nicht. An- 
stelle des Vermerks kann ein Vordruck mit 
der genauen Bezeichnung des zuzustellenden 
Schriftstücks (Betreff, Datum, Aktenzeichen) 
und dem eingedruckten, von der Post bestätig- 
ten Einlieferungsschein zu den Akten genom- 
men werden." 

b) Absatz 3 wird gestrichen.' 

Begründung 
zu a) 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene ersatz- 
lose Streichung des § 4 Abs. 2 VwZG ist nicht be- 
denkenfrei. Die Bundesregierung begründet die 
Streichung damit, daß anstelle des nach bisherigem 
Recht erforderlichen Aktenvermerks der Einliefe- 
rungsschein der Post tritt. Nach der Rechtsprechung 
(BayObLGZ 1967, 104 ff. ; LG Frankfurt NJW 69, 2216; 
vgl. auch BGHZ 8, 314 und 32, 370 sowie BGH LM 
Nr. 2 zu § 197 BEG 1956) reicht aber der Einliefe- 
rungsschein als Nachweis der Einlieferung und des 
Zeitpunkts der Einlieferung nicht aus, weil sich aus 
ihm nicht zweifelsfrei entnehmen läßt, daß er sich 
gerade auf das zuzustellende Schriftstück bezieht. 
Die vorgeschlagene Formulierung entspricht dagegen 
den strengen Anforderungen der Rechtsprechung, 
ohne dabei die Belange der Verwaltungspraxis zu 
vernachlässigen, Es ist deshalb auch beabsichtigt, 
das Bayerische Verwaltungszustellungs- und -Voll- 
streckungsgesetz vom 30. Mai 1961 (GVB1. S. 148) im 
gleichen Sinne zu ändern. 

zu b) 

Die Regierungsvorlage will an § 4 Abs. 3 VwZG 
festhalten, wonach eingeschriebene Briefe, die nach 
den Vorschriften der Postordnung nicht zugestellt 
werden können, an den Absender zurückgesandt 
werden. Diese Bestimmung spricht einen postrecht- 
lichen Grundsatz aus, der zugleich in den §§ 59 ff. 
der Postordnung vom 16. Mai 1963 (BGBl. I S. 341) 
geregelt ist. § 60 Abs. 1 der Postordnung lautet: „Un- 
zustellbare Sendungen werden an den Absender 
zurückgesandt." § 4 Abs. 3 VwZG hat daher keinen 
selbständigen Rechtsgehalt. Er ist auch für die Ver- 
waltungsbehörden entbehrlich und sollte deshalb 
gestrichen werden. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 5) 

In Nummer 2 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

,b) Nach dem Wort „Steuerberater" wird ein Komma 
eingefügt; die Worte „und Helfer in Steuer- 
sachen" werden durch die Worte „Steuerbevoll- 
mächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buch- 
prüfer, Steuerberatungsgesellschaften, Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften und Buchprüfungs- 
gesellschaften" ersetzt.' 

Begründung 

Die Erwägungen, nach denen der Kreis der Zustel- 
lungsempfänger in § 5 Abs. 2 des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes erweitert werden soll, treffen auch 
auf Buchprüfungsgesellschaften zu. Die Buchprüfungs- 
gesellschaften gehören zu den Berufsgruppen, die 
auf Sondergebieten (§ 107 a Abs. 2 Nr. 2 und 3 AO) 
beratend tätig sein können. 

3. Hinter Artikel 1 Nr. 2 (§ 15) 

Hinter Artikel 1 Nr. 2 ist folgende Nummer 2 a ein- 
zufügen: 

„2 a. § 15 Abs. 4 wird gestrichen,* der bisherige Ab- 
satz 5 wird Absatz 4." 

Begründung 

Mit der hier beantragten Streichung des § 15 Abs. 4 
VwZG soll künftig bei der öffentlichen Zustellung 
darauf verzichtet werden, diese auch im Veröffent- 
lichungsblatt für amtliche Bekanntmachungen be- 
kanntzugeben. Bei der bisherigen Regelung in § 15 
Abs. 4 VwZG handelt es sich ohnehin nur um eine 
Sollvorschrift. Auf die Wirksamkeit der Zustellung 
blieb es deshalb schon bisher ohne Einfluß, wenn die 
öffentliche Zustellung entgegen Absatz 4 nicht im 
Veröffentlichungsblatt bekanntgegeben wurde (vgl. 
Kohlrust-Eimert, Das Zustellungsverfahren nach 
dem Verwaltungszustellungsgesetz, Kommentar 1967, 
Erl. 4 d zu § 15 VwZG). Freilich waren die Verwal- 
tungsbehörden im Rahmen pflichtgemäßen Ermes- 
sens gehalten, der Sollvorschrift zu genügen. Das 
hat zu erheblichen finanziellen Belastungen geführt. 
So bedient sich z. B. die in Bayern für Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten zuständige Zentrale Bußgeld- 
stelle in München der öffentlichen Zustellung in 
ungefähr 2000 Fällen pro Jahr. Nach Auskunft der 
Redaktion des Bayer. Staatsanzeigers würde eine 
dem § 15 Abs. 4 a. F. entsprechende Veröffentlichung 
etwa 16 000 DM jährlich zuzüglich Mehrwertsteuer 
kosten. Die vorgeschlagene Streichung des § 15 
Abs. 4 dient also nicht nur der Verwaltungsverein- 
fachung, sondern hält das Zustellungsverfahren auch 
in einem angemessenen finanziellen Rahmen. Der 
Nutzen der Bekanntmachung im Veröffentlichungs- 
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blatt ist gering, weil der von öffentlich zugestellten 
Bescheiden betroffene Personenkreis in der Regel 
ein amtliches Publikationsorgan nicht liest. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 17) 

In Nummer 3 sind 

a) Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

,b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Auf der bei den Akten verbleibenden 
Urschrift oder Durchschrift ist zu vermerken 
„Zur Post am . . ." ; des Namenszeichens des 
damit beauftragten Bediensteten bedarf es 


nicht. Bei der Zustellung maschinell erstellter 
Bescheide können anstelle des Vermerks die 
Bescheide numeriert und die Absendung in 
einer Sammelliste eingetragen werden." 1 

b) Buchstabe c zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Gegenüber der Regierungsvorlage soll durch die 
vorstehend vorgeschlagene Formulierung ausdrück- 
lich klargestellt werden, daß der Absendevermerk 
nicht — wie nach der bisherigen Rechtslage — mit 
dem Namenszeichen des damit beauftragten Bedien- 
steten versehen werden muß. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Artikel 1 Nr. 1 [§ 4]) 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates insoweit zu, als er die im Regie- 
rungsentwurf vorgesehene Streichung von § 4 
Abs. 2 ablehnt. Jedoch schlägt die Bundesregie- 
rung vor, § 4 Abs. 2 wie folgt neu zu fassen: 

„(2) Der Tag der Aufgabe zur Post ist in den 
Akten zu vermerken ; des Namenszeichens des 
damit beauftragten Bediensteten bedarf es nicht." 

Diese Fassung des ersten Halbsatzes leistet den 
Anforderungen der Rechtsprechung Genüge und 
berücksichtigt zugleich die Belange der Verwal- 
tungspraxis nach Auffassung der Bundesregie- 
rung besser als die vom Bundesrat vorgeschla- 
gene Formulierung. Der materiellrechtliche Kern 
des Änderungsvorschlages des Bundesrates bleibt 
dabei unberührt. 

Der zweite Halbsatz übernimmt den Vorschlag 
des Bundesrates. 

b) dem Vorschlag der Streichung des Absatzes 3 
stimmt die Bundesregierung zu. 

Zu 2. (Artikel 1 Nr. 2 [§ 5]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 3. (Artikel 1 Nr. 2 [§ 15]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zur Streichung von § 15 Abs. 4 nur in- 
soweit zu, als nicht das gerichtliche Verfahren be- 
troffen ist. Denn eine uneingeschränkte Streichung 
von § 15 Abs. 4 würde bei der öffentlichen Zustellung 
im verwaltungs-, finanz- und sozialgerichtlichen Ver- 
fahren die bereits bestehende Diskrepanz zwischen 
ZPO und öffentlich-rechtlichen Verfahrensordnungen 
vergrößern. Nach § 204 Abs. 3 ZPO kann bei öffent- 
lichen Zustellungen das Gericht die Veröffentlichung 
in ihm freigestellten Blättern anordnen; bei Ladun- 
gen muß aber nach § 204 Abs. 2 ZPO die Veröffent- 
lichung auf jeden Fall zumindest im Bundesanzeiger 
erfolgen. Es erscheint der Bundesregierung deshalb 
nicht tragbar, daß bei Ladungen, die im Wege der 
öffentlichen Zustellung nach § 56 Abs. 2 VwGO, § 53 
Abs. 2 FGO und § 63 Abs. 2 SGG erfolgen, nicht ein- 
mal mehr die Möglichkeit einer Zeitungsveröffent- 


lichung bestehen soll. Die Bundesregierung schlägt 
daher vor, § 15 Abs. 4 VwZG durch eine an § 204 
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3, § 206 Abs. 1 ZPO ange- 
lehnte Sonderregelung mit folgendem Wortlaut zu 
ersetzen, die bei der öffentlichen Zustellung von 
Ladungen im gerichtlichen Verfahren im weitest- 
möglichen Umfang die Rechtseinheit in allen Zwei- 
gen der Gerichtsbarkeit herstellt: 

„(4) Enthält das Schriftstück eine Ladung im ge- 
richtlichen Verfahren, so ist außerdem die einmalige 
Einrückung eines Auszugs des Schriftstücks in den 
Bundesanzeiger erforderlich. Das Gericht kann an- 
ordnen, daß der Auszug noch in andere Blätter und 
mehrmals eingerückt wird. Das Schriftstück gilt ab- 
weichend von Absatz 3 Satz 1 als an dem Tage zu- 
gestellt, an dem seit der letzten Einrückung des Aus- 
zugs in die öffentlichen Blätter ein Monat verstrichen 
ist. Das Gericht kann bei Bewilligung der öffentlichen 
Zustellung den Ablauf einer längeren Frist für erfor- 
derlich erklären." 

Zu 4. (Artikel 1 Nr. 3 [§ 17]) 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu, durch eine Änderung der Formu- 
lierung der Regierungsvorlage ausdrücklich klar- 
zustellen, daß der Absendevermerk nicht - — wie 
nach bisheriger Rechtslage — mit dem Namens- 
zeichen des damit beauftragten Bediensteten ver- 
sehen werden muß. 

Analog zu der von der Bundesregierung vorge- 
schlagenen Formulierung von § 4 Abs. 2 erster 
Halbsatz schlägt die Bundesregierung jedoch fol- 
gende Neufassung von § 17 Abs. 4 vor: 

„(4) Der Tag der Aufgabe zur Post ist in den 
Akten zu vermerken; des Namenszeichens des 
damit beauftragten Bediensteten bedarf es nicht. 
Bei der Aufgabe maschinell erstellter Bescheide 
können anstelle des Vermerks die Bescheide 
numeriert und die Absendung in einer Sammel- 
liste eingetragen werden." 

Satz 1 erster Halbsatz übernimmt damit wörtlich 
§ 4 Abs. 2 erster Halbsatz in der Fassung des o. g. 
Vorschlags der Bundesregierung. Satz 1 zweiter 
Halbsatz sowie Satz 2 übernehmen den Vorschlag 
des Bundesrates, 

b) Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 
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